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l. Kernsätze

o lm Rahmen der Initiative Google News Showcase erwirbt Google von den teilneh-

menden Presseverlagen (inzwischen 25 in Deutschland) Lizenzen über ,,qualitativ

hochwertige Inhalte" für ein neues Nachrichtenformat.

Teil des Programms ist der kostenlose Zugriff für Google-Nutzer auf einige an-

sonsten kostenpflichtige Artikel der Verlage.

. Presseverlage und Google streiten schon lange über die Verteilung von Werbeein-

nahmen. BMW| hat sich daher für eine schnelle 1:1-Umsetzung des europäischen

Leistungsschutsrechts für Presseverleger eingesetä und mit den neuen Regelun-

gen der Missbrauchsaufsicht im GWB-D|gitalisierungsgeseE u.a. eine Forderung

der Verlage insb. mit Blick auf Google und das Leistungssch utzrecht unterstützt.

ll. Sachverhalt und Stellunqnahme

  von Google) hat lhnen

mit E-Mail vom 11. Februar 2021 Informationen zum Stand des Google-Partnerpro-

gramms mit den Presseverlagen in Deutschland (Google News Showcase) übersandt.
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Google hat am 1. Oktober 2020 eine neue Initiative gestartet, an der inzwischen 25

deutsche Medienunternehmen und somit über 50 Publikationen (u.a. F.A.Z.. SPIE-

GEL, ZEIT, Rheinische Post und Tagesspiegel - alle nicht Mitglied der VG Media) be-,

teiligt sind. Google führt zudem Gespräche mit dem Axel Springer Verlag, der angeb- /
lich Interesse an einer Zusammenarbeit mit Google bekundet hat. I

Google erwirbt von den teilnehmenden Vedagen Lizenzen über ,,qualitativ hochwertige

Inhalte" für ein neues Nachrichtenformat. Es soll den teilnehmenden Verlagen helfen,

die Sichtbarkeit ihrer Inhalte zu vergrößern und Qualitätsjournalismus fördern. Teil des

Programms ist der kostenlose Zugriff für Google-Nutzer auf einige ansonsten kosten-

pflichtige Artikel der Verlage. Insoweit werden die sog. Paywalls geöffnet, was die

Reichweite der Verlage erhöht.

Presseverlage und Google streiten schon lange über die Verteilung von Werbeeinnah-

men. Die Verlage kritisieren, dass Google kleine Textausschnitte (,,Snippets") von Pres-

setexiten anzeigt, ohne sie zu vergüten. Google argumentiert, mit diesen Ausschnitten

die Reichweite der Verlage zu erhöhen. Die gleiche Argumentation venvendet Face-

book im aktuellen Streit mit der australischen Regierung über eine gesetzliche Rege-

lung zur Beteiligung der australischen Verlage 
"n 
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im Oktober2020 um Unterstützung gebeten bei der

großen Digitalplattformen wie Google (und Faceb<

zung des Leistungsschutzrechts. StN hat in lhren

das Schreiben am 2. Dezember 2020 beantwortet.

VG Media wirft den großen Digitalplattformen eine ,,1

zeichnung von Verträgen mit Presseverlegern in alle
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Monopole festigen. Google habe etwa in den einheitlichen verträgen ftjr Google News

Showcase jeden Hinweis auf ,,Lizenzgebühren" vermieden. Die Nutzung der Verlagsin-

halte erfolge lizenzgebührenfrei. VG Media regt die Einschaltung der Kartellbehörden

auf nationaler und europäischer Ebene an. Der Vertrag verhindere gezielt die Refinan-

zierung der Inhalte mit Hilfe des Presseleistungsschutzrechts, schwäche die Presseviel-

falt und ermögliche teilweise die Einflussnahme auf Inhalte.
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Auch Facebook bemühe sich lautVG Media um Vereinbarungen mit einzelnen Presse-

verlegern. VG Media ist derAnsicht, dass durch dieses Vorgehen der Rechtsrahmen

zur Sicherstellung einer unabhängigen Presse vorsätzlich ausgehebelt und die Spielre-

geln für Auswahl, Darstellung und Distribution journalistischer Inhalte durch Marktbe-

herrscher einseitig diktiert würden.

Google ist hingegen der Ansicht, mit der Initiative ein ,,partnerschaftliches und nachhal-

tiges Modell" zugunsten der lokalen und regionalen Verlage zu etablieren - anstelle ei-

ner Zwangslizenzierung über eine Verwertungsgesellschaft (wie VG Media).

Das BMW| hat sich (zusammen mit B-Seite) zum (wirtschaftlichen) Schutz der Presse-

verlage und zur Förderung von Qualitätsjournalismus für eine schnelle 1:1'Umsetzung

des europäischen Leistungsschutsrechts für Presseverleger eingesetzt.

Der vom BMJV vorgelegte Regierungsentwurf setzt die Forderung nunmehr um und

wurde am 3. Februar 2021 vom Kabinett verabschiedet.

Die BReg hat zudem mit dem GWB-Digitalisierungsgesetz die Missbrauchsaufsicht

insb. mit Blick auf lroße Digitalunternehmen modernisiert. Dabei wurde im parlamenta-

rischen Verfahren auch eine Forderung der Verlage insb. mit Blick auf Google und das

LeistungsschuErecht umgesetzt: danach kann Unternehmen mit überragender markt-

übergreifenden Bedeutung für den Wettbewerb verboten werden, bei der Behandlung

von Angeboten eines Dritten Vorteile zu fordern, die in keinem angemessenen Verhält-

nis zum Grund der Forderung stehen.


